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Gesetz zur Umsetzung des Rechtssatzvorbehalts 
bei dienstlichen Beurteilungen in der Justiz 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 
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Gesetz zur Umsetzung des Rechtssatzvorbehalts 
bei dienstlichen Beurte ilungen in der Justiz 

Vom 13. April 2022 

Artikel 1 
Änderung des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 

Das Landesrichter- und Staatsanwältegesetz vom 8. De­
zember 2015 (GV. NRW. S . 812), das zuletzt durch Arti­
kel 54 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 122) geändert worden ist , wird wie folgt geä ndert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Anga be zu § 14 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 14 
Beurteilung, Erprobung ". 

b) Nach der Angabe zu § 104 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 104a 
Weitere Anwendbarkeit von 

Verwaltungsvorschriften". 

2. § 14 wird wie folgt geändert : 

a ) Die Überschrift wird wie folgt gefa sst : 

,, § 14 

Beurteilung, Erprobung". 

b) Absatz 5 wird durch die folgenden Absätze 5 und 6 
ersetzt: 

,, (5) Das Nähere regelt das für Justiz zustä ndige 
Ministerium durch Rechtsverordnung, insbeson­
dere die Zeita bstände der Beurteilungen und di e 
Beurteilungsa nlässe. 

,, (6) Die erstmalige Übertragung eines Amts mit 
höherem Endgrundgehalt als dem eines Eingangs­
amts setzt bei Richterinnen und Richtern sow ie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälten eine Er­
probung voraus . Das Nä here regelt das für Justiz 
zuständ ige Ministerium durch Rechtsverordnung, 
insbesondere die an die Erprobung zu stellenden 
Anforderungen , die für eine Erprobung geeigneten 
Dienststellen und den Inhalt der Beurteilung nach 
1\bschluss der Erprobung. Satz 1 gilt nicht für die 
Ubertragung des Amts a ls Richterin oder Richter 
am Fina nzgericht. In der Rechtsverordnung nach 
Satz 2 können weitere Amter von dem Erfordernis 
einer Erprobung ausgenommen werden ." 

3. Nach§ 104 wird folgender § 104a wird eingefügt: 

,, § 104a 
Weitere Anwendbarkeit von Verwaltungsvorschriften 

(1) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach § 14 
Absatz 5, lä ngstens jedoch bis zum 31. Dezember 
2022 , ist die Allgemeine Verfügung „Dienstliche Beur­
teilungen der Richterinnen und Richter sowie der 
Staatsanwältinnen und Staa tsanwälte" vom 2. Mai 
2005 (JMBI. NRW S. 121), die zuletzt durch Allge­
meine Verfügung vom 4. Juli 2016 (JMBl. NRW S. 191) 
geändert worden ist, weiterhin anwendbar. 

(2) Bis zum Erlass der Rechtsverordnung nach § 14 
Absatz 6 Sa tz 2, längstens jedoch bis zum 31. Dezem­
ber 2022 , ist die Allgemeine Verfügung „Erprobung 
von Richterinnen und Richtern, Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten" vom 2. Mai 2005 (JMBl. NRW 
S. 136) , die durch Allgemeine Verfügung vom 9. Juli 
2014 (JMBl. NRW S. 191) geändert worden ist, weiter­
hin anwendbar." 
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Artikel 2 
Änderung der Laufbahnverordnung 

Auf Grund des § 9 Absa tz 1 Satz 1 und des § 92 Absa tz 1 
Satz 7 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310 , ber. S . 642) wird verordnet : 

Dem § 52 der Laufbahnverordnung vom 21. Juni 2016 
(GV. NRW. S . 461) wird folgender Absatz 3 angefügt : 

,, (3) Die Regelbeurteilungen erfolgen für die Beamtinnen 
und Beamten auf Lebenszeit nach Beendigung der Pro­
bezeit mit Ausnahme der Regelbeur teilungen für die 
Staa tsanwältinnen und Staatsanwälte alle d rei Jahre . 
Den Stichtag legt das für Justiz zuständige Ministerium 
fest." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf , den 13. April 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister des Innern 

Zugleich fü r den Minister der Finanzen 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 
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Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen und anderer 

Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien­
Datenschutz-Gesetz 

Der Landtag ha t das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
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Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen und anderer 

Gesetze an das Telekommunikation-Telemedien­
Datenschutz-Gesetz 

Vom 13. April 2022 

Artikel 1 
Änderung des Polizeigesetzes 

Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-Westfa len in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2003 (GV. 
NRW. S . 441) , das zuletzt durch Ar tikel 2 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. 2022 , S . 2) geändert 
worden ist , wird wie fo lgt geändert : 

1. § 20a Absatz 1 Sa tz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werd en die Wörter ,,§§ 95 , 111 Tele­
kommunika tionsgesetz und § 14 Telemedienge­
setz" durch die Wörter ,,§ 3 Nummer 6, § 172 des 
Telekommunika tionsgesetzes vom 23 . Juni 2021 
(BGBl. I S. 1858) in der jeweils geltenden Fassung 
und § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunika­
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes vom 23 . 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1982) in der jeweils gelten-
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den Fassung" und die Wörter ,, (§ 113 Absatz 1 
Sa tz 3 Telekommunika tionsgesetz) " durch die Wör­
ter ,, (§ 174 Absa tz 1 Sa tz 3 des Telekommunika­
tionsgesetzes , § 22 Absatz 1 Satz 3 des Telekommu­
nikation-Telemedien-Da tenschutz-Gesetzes)" er­
setzt. 

b) In Nummer 2 wird in dem Sa tzteil vor Buchstabe a 
die Anga be ,,§ 96 Telekommunikationsgesetz" 
durch die Wörter ,,§ 176 des Telekommunikations­
gesetzes" ersetzt . 

c) In Nummer 3 wird in dem Sa tzteil vor Buchsta be a 
die Angabe ,,§ 15 Telemediengesetz" durch di e 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 Nummer 3 des Telekommuni­
ka tion-Telemedien-Da tenschutz-Gesetzes" ersetzt. 

2. § 23 wird wie fo lgt geändert : 

a) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt : 

,, (6) Die Polizei darf die nach § 22 rechtmäßig ge­
speicherten personenbezogenen Da ten automati­
siert zusammenführen . Sie darf p ersonenbezogene 
Daten mit diesen zusammengeführ ten Daten ab­
gleichen (§ 25 Absatz 1 Satz 2) sowie diese zusam­
mengeführten Daten auch gemeinsam mit weiteren 
rech tmäßig erhobenen personenbezogenen Da ten 
aufbereiten und analysieren , soweit dies erforder­
lich ist 

1. zur Verhütung oder vorbeugenden Bekämpfung 
von in § 100a Absatz 2 der Strafprozeßordnung 
genannten Straftaten oder von Straftaten ge­
mäß den §§ 176a, 176b, 176e, 177, 178, 180, 181a 
oder § 182 des S trafgesetzbuchs oder 

2. zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes , 
für Leib , Leben oder Freiheit einer Person oder 
für Sachen von bedeutendem Wert , deren Er­
haltung im öffentlichen In teresse geboten ist. 

Bei der Verarbeitung nach Satz 2 dürfen die nach 
Sa tz 1 zusammengeführten Daten nicht mittels 
statistisch-mathema tischer Verfahren oder in sons­
tiger Weise selbständig auf Zusammenh änge ana­
lysiert werden. Die Abfrage is t zu protokollieren. 
Absatz 2 bleibt mit Ausnahme von Sa tz 1 Num­
mer 2 unberührt." 

b) Der bisherige Absa tz 6 wird Absatz 7 und in Satz 1 
wird die Anga be „5" durch die Angabe „6 " ersetzt. 
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Artikel 2 
Änderung des Telemedienzuständigkeitsgesetzes 

Das Telemedien zuständigkeitsgesetz vom 29. März 2007 
(GV. NRW. S. 137), das zuletzt durch Ar tikel 3 des Geset­
zes vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S . 597) geändert worden 
ist , wird wie folgt geändert : 

1. Die Überschrift wird w ie fo lgt gefasst : 

,,Gesetz zur Regelung der Zuständigkeit für die Über­
wachung von Telemedien nach dem Telemediengesetz , 
dem Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz­
Gesetz und nach § 24 Absatz 3, § 104 Absatz 1, § 106 
Absa tz 3 und § 113 des Medienstaatsvertrages (Tele­
medienzuständigkeitsgesetz - TMZ-Gesetz)". 

2. § 1 wird wie fo lgt geändert: 

a ) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Medienstaats­
vert rages" die Wörter „vom 14. bis 28. Apr il 2020 
(GV. NRW. S . 524)" eingefügt und der Punkt am 
Ende durch die Wörter 

,,, soweit Absatz 2 nichts Abweichendes bestimmt ." 
ersetzt. 

b) Absa tz 2 wird wie fo lgt gefasst : 

,, (2) Die oder der Landesbeauftragte für Daten­
schutz und Informa tionsfreiheit, im Folgenden 
LDI, überwacht in ihrem oder seinem Bereich d ie 
Einh altung der Bestimmungen des § 23 des Medi­
enstaatsvertrages über den Da tenschutz , der§§ 19 
bis 25 des Telekommunikation-Telemedien-Da ten­
schutz-Gesetzes vom 23 . Juni 2021 (BGB!. I 

S . 1982) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
sonstiger da tenschutzrechtlicher Bestimmungen , 
soweit nicht die Zuständigkeit der oder des Daten­
schutzbeauftragten der LfM, der oder des Rund­
funkbeauftragten für den Datenschutz des WDR, 
im Folgenden WDR-Rundfunkdatenschutzbeauf­
tragte oder WDR-Rundfunkda tenschutzbeauftrag­
ter, oder einer anderen für die Datenschutzaufsicht 
beim öffent lich-rechtlichen Rundfunk zuständigen 
Stelle gesetzlich bestimmt ist oder ein Fall des 
§ 113 Satz 3 des Medienstaatsvertrages vorliegt . 
Im Hinblick a uf die Befugnisse der oder des LDI 
im Rahmen ihrer oder seiner Aufs ichtstä tigkeit 
über d ie Einhaltung der Bestimmungen nach dem 
Tele komm unika tion-Telemedien-D a tensch u tz-Ge­
setz fin det Artikel 58 Absatz 1 bis 5 der Daten­
schutz-Grundverordnung vom 27. April 2016 (ABl. 
L 119 vom 4.5.2016 , S. 1; L 314 vom 22 .11.2016, 
S. 72 ; L 127 vom 23.5 .2018, S . 2; L 74 vom 4.3.2021 , 
S. 35) entsprechende Anwendung." 

3. § 2 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 2 
Zuständigkeit bei Ordnungswidrigkeiten 

Zu ständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswid­
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) , das zuletzt durch 
Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGB!. I 
S . 4607) geändert worden ist , ist in den Fäll en des 

1. § 11 Absatz 1 und 2 des Telemediengesetzes die 
LfM, 

2. § 28 Absatz 1 Nummern 10 bis 13 des Telekommu­
nikation-Telemedien-Da tenschutz-Gesetzes die 
oder der Da tenschutzbeauftragte der LfM, die oder 
der WDR-Rundfu nkda tenschutzbeauftragt e oder 
die oder der LDI, sowei t die jeweilige Aufsichtszu­
ständigkeit begründet ist." 
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Artikel 3 
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen 

Das Landesmediengesetz Nordrhein-Westfa len vom 
2. Juli 2002 (GV. NRW. S . 334), das zuletzt durch Arti­
kel 63 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S . 122) geä ndert worden ist , wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 49 wie 
folgt gefasst: 

,,§ 49 Da tenschutzaufsich t über den priva ten Rund­
funk , über journalis tisch-redaktionell gestaltete An­
gebote bei Telemedien und über die LfM". 

2. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst : 

,,§ 49 
Datenschutzaufs icht über den privaten Rund­

funk, über journali stisch-redaktionell gestaltete 
Angebote bei Telemedien und über die LfM". 

b) Absa tz 2 wird wie folgt gefa sst: 

,, (2) Die oder der Datenschutzbeauftragt e der LfM 
überwacht bei der LfM und bei den pr iva ten 
Rundfunkveranstaltern und deren Beteiligungsun­
ternehmen die Einhaltung der Da tenschutz­
vorschr iften dieses Gesetzes, des Medienstaatsver­
t rages, der Da tenschutz-Grundverordnung, der 
§§ 19 bis 25 des Telekommunika tion-Telemedien­
Datenschutz-Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I 
S . 1982) in der jeweils geltenden Fassung und an­
derer Vorschriften über den Da tenschutz bei ihrer 
gesamten Tä tigkeit . Die Zuständigkeit der oder des 
Da tenschutzbeauftragten der LfM für die Aufsicht 
über die Einhaltung der Vorschriften nach Satz 1 
besteht auch bei journa listisch-redaktionell ge­
stalteten Angeboten bei Telemedi en im Sinne des 
§ 113 Sa tz 2 und 3 des Medienstaatsvertrages. Sie 
oder er unterstützt die betrieblichen Da tenschutz-
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beauftragten der LfM, der privaten Rundfunkver­
anstalter sowie deren Hilfs- und Beteiligungsun­
ternehmen und der Anbieter journalistisch-redak­
tionell gestalteter Telemedien bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Sie oder er hat die Aufgaben und 
die Befugnisse entsprechend der Artikel 57 und 58 
Absatz 1 bis 5 der Datenschutz-Grundverordnung. 
Sie oder er kann gegenüber der LfM keine Geldbu­
ßen verhängen." 

3. § 51a Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Verordnung (EU) 
2016/679" durch die Wörter „Datenschutz-Grund­
verordnung, der §§ 19 bis 25 des Telekommunika­
tion-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes in der je­
weils geltenden Fassung" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Satz 2 und 3" durch 
die Wörter „Satz 3 und 4" ersetzt. 

2251 

Artikel 4 
Änderung des WDR-Gesetzes 

In § 51 Absatz 1 Satz 1 des WDR-Gesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 25 . April 1998 (GV. NRW. 
S. 265), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. 
Mai 2021 (GV. NRW. S. 597) geändert worden ist, werden 
nach der Angabe „2 016/679" die Wörter ,,, der §§ 19 bis 
25 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz­
Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1982) in der je­
weils geltenden Fassung" eingefügt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. April 2022 

2128 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

- GV. NRW. 2022 S. 504 

Viertes Gesetz 
zur Änderung des Krankenhausgestaltungs­

gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Viertes Gesetz 
zur Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfalen 

Vom 13. April 2022 

Artikel 1 
Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfa len 

Das Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
S. 702 , ber. 2008 S. 157), das zuletzt durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 160) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu § 5 
die Angabe „Patientenbeschwerdestellen" durch die 

Angabe „Patientenfürsprecherin oder Patientenfür­
sprecher" ersetzt. 

2. Nach § 2 Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz einge­
fügt: 

„Dazu ist ein qualifiziertes und standardisiertes 
Ersteinschätzungsverfahren einzusetzen." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

,, (2) Patientinnen und Patienten haben ein Recht 
a uf den Empfang von Besuch in angemessenem 
Umfang. Die besonderen Bedürfnisse von 
schwerkranken Patientinnen und Patienten sowie 
von Patientinnen und Patienten mit Behinderun­
gen sind in diesem Zusammenhang besonders zu 
berücksichtigen. Jedes Krankenha us hat eine Be­
suchsregelung zu erlassen und diese im Internet 
und durch für die Patientinnen und Patienten 
ohne Weiteres ersichtlichen Aushang zu veröf­
fentlichen. Einschränkungen von Besuchen im 
Rahmen der bestehenden Besuchsregelung sind 
zulässig, soweit dies aufgrund besonderer Um­
stände zwingend erforderlich ist. Sie bedürfen 
einer verständlichen Begründung im Besuchs­
konzept und dürfen nicht zu einer vollständigen 
Isolation der betroffenen Patientinnen und Pati­
enten führen. Im Falle einer Einschränkung ist 
die Kommunikation mit den Angehörigen der be­
troffenen Patientinnen und Patienten sicherzu­
stellen." 

b) Die bisherigen Absä tze 2 und 3 werden di e Ab­
sätze 3 und 4. 

4. § 5 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 5 

Patientenfürsprecherin oder Patientenfür­
sprecher, Sozialer Dienst, Patientenberatung, 

Patientenseelsorge 

(1) Der Krankenhausträger bestellt jeweils für jedes 
Krankenhaus eine unabhängige Patientenfürspre­
cherin oder einen unabhängigen Pa tientenfürspre­
cher sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellver­
treter. Die Patientenfürsprecherin oder der Patien­
tenfürsprecher soll mit allgemein anerkannten 
Einrichtungen der Gesundheitsvorsorge und des Pa­
tientenschutzes sowie der Selbsthilfe eng zusam­
menarbeiten. Beschäftigte des Krankenhausträgers 
oder Mitglieder seiner Organe können nicht bestellt 
werden. 

(2) Bei dem Amt der Patientenfürsprecherin oder 
des Patientenfürsprechers handelt es sich um ein 
Ehrenamt. Der jeweilige Krankenhausträger soll der 
Patientenfürsprecherin oder dem Patientenfürspre­
cher eine angemessene Fort- und Weiterbildung er­
möglichen . 

(3) Die Patientenfürsprecherin oder der Patienten­
fürsprecher vertritt die Interessen der Patientin oder 
des Patienten gegenüber dem Krankenhaus im Rah­
men dieses Gesetzes . Sie oder er prüft Anregungen, 
Bitten und Beschwerden der Patientinnen und Pati­
enten und wird grundsätzlich nur auf ausdrückli­
chen Wunsch der Patientin oder des Patienten tätig. 
Sie oder er kann sich mit schriftlichem Einverstä nd­
nis der Patientin oder des Patienten unmittelbar an 
die Krankenhausleitung, den Krankenhausträger 
und sonstige zuständige Institutionen oder Behörden 
wenden. Die datenschutzrechtlichen Vorschriften 
bleiben unberührt. Tatsachen , die unter eine gesetz­
liche oder vertragliche Schweigepflicht fallen , darf 
die Patientenfürsprecherin oder der Patientenfür­
sprecher nur offenbaren, soweit eine entsprechende 
Entbindung von der Schweigepflicht vorliegt. 

(4) Die Patientenfürsprecherin oder der Patienten­
fürsprecher wird vom Krankenhaus in ihrer oder 
seiner Arbeit unterstützt. Zur Ausübung sind ihr 
oder ihm insbesondere geeignete Räumlichkeiten zur 
Verfügung zu stellen. Das Krankenhaus teilt den 
Namen und die Anschrift der Patientenfürsprecherin 
oder des Patientenfürsprechers der Krankenhaus­
aufsichtsbehörde mit. Es stellt sicher, dass die Pati-
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